
Allgemeine Geschäftsbedingungen und Widerrufsrecht 

Stand: 03.2026

 

1.   Geltungsbereich

 

         Die nachstehenden allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten für alle Rechtsgeschäfte der 
Dienstleistungsfirma Ole Bendt "Dachsbau"– nachstehend Dienstleister*in genannt – mit der 
Vertragspartner*in – nachstehend Auftraggeber*in – genannt.

 

           Soweit einzelvertragliche Regelungen bestehen, welche von den Bestimmungen dieser AGB 
abweichen oder ihnen widersprechen, gehen die einzelvertraglichen Regelungen vor.

2.   Vertragsgegenstand

2.1 Die Vertragsparteien vereinbaren die Zusammenarbeit gemäß der spezifischen, 
individualvertraglichen Vereinbarung. Ein Arbeitsvertrag ist von den Parteien nicht gewollt und 
wird nicht begründet. Die Firma Ole Bendt "Dachsbau" wird tätig im Bereich Thermografie, 
Inspektion sowie Vermessung mittels Drohnen, wobei die Vermessung im Auftrag staatlich 
zugelassener Vermessungsingenieure durchgeführt wird, tätig.     

 

2.2 Für die Abgaben der Sozialversicherung oder steuerliche Belange trägt der Dienstleister selbst 
Sorge und stellt den Auftraggeber von eventuellen Verpflichtungen frei.

2.3 Es steht dem Dienstleister frei, auch für andere Auftraggeber tätig zu werden.

3.   Zustandekommen des Vertrages

 

3.1 Das Vertragsverhältnis für die Dienstleistungen kommt durch Erteilung eines Kundenauftrags 
durch den Auftraggeber (Angebot) und dessen Annahme durch den Dienstleister zustande. Der 
Auftraggeber ist an die Erteilung des Kundenauftrages (Angebot) zwei Wochen gebunden.

3.2 Der Gegenstand des Vertrages bzw. die genaue Aufgabenbezeichnung ist im schriftlichen 
Auftrag beschrieben

 

4.   Vertragsdauer und Kündigung

 

4.1 Der Vertrag beginnt und endet am individuell vereinbarten Zeitpunkt.



 

4.2 Der Vertrag kann ordentlich gekündigt werden. Diesbezüglich wird eine Frist von 4 Wochen 
zum Monatsende vereinbart.

 

4.3 Der Vertag endet mit der Ausführung der Leistung.

 

4.4 Eine fristlose Kündigung aus wichtigem Grunde ist möglich. Ein wichtiger Grund liegt 
beispielsweise vor, wenn

 

                    der Auftraggeber mit zwei fälligen, aufeinander folgenden Zahlungen im Verzug ist und 
nach Ablauf einer angemessenen Nachfrist nicht leistet

 

                    der Auftraggeber nach Abschluss des Vertrages in Vermögensverfall gerät 
(Zahlungsunfähigkeit, Insolvenz), es sei denn, es wurde bereits ein Antrag auf Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens gestellt.

 

            

5.   Leistungsumfang, Pflichten der Vertragspartner

 

5.1 Die vom Dienstleister zu erbringenden Leistungen umfassen in der Regel die detailliert 
aufgelisteten Aufgaben, gemäß dem vom Auftraggeber erteilten Auftrag.

 

5.2 Der Dienstleister wird den Auftraggeber in periodischen Abständen über das Ergebnis seiner 
Tätigkeit in Kenntnis setzen. Die Vertragspartner können im Vertrag einen Zeitplan für die 
Leistungserbringung und einen geplanten Endtermin für die Beendigung von Dienstleistungen 
vereinbaren.

 

5.3 Ist dem Dienstleister die vertraglich geschuldete Erbringung eines Auftrags tatsächlich nicht 
möglich, so hat er den Auftraggeber unverzüglich darüber in Kenntnis zu setzen.

 

5.4 Der Dienstleister stellt die zur Leistungserbringung erforderlichen Gerätschaften und das nötige 
Personal, sofern der Auftraggeber nicht über entsprechendes Gerät oder Räumlichkeiten verfügt, es 
sein denn individualvertraglich ist etwas anderes vereinbart.

 



             Die Parteien sind bemüht, nach bestem Wissen und Gewissen den Vertragspartner bei der 
Erbringung der jeweiligen Verpflichtung durch Überlassen von Informationen, Auskünften oder 
Erfahrungen zu unterstützen, um einen reibungslosen und effizienten Arbeitsablauf für beide 
Parteien zu gewährleisten.

 

5.5 Jeder der Vertragspartner kann beim anderen Vertragspartner in schriftlicher Form Änderungen 
des vereinbarten Leistungsumfangs beantragen. Nach Erhalt eines Änderungsantrags wird der 
Empfänger prüfen, ob und zu welchen Bedingungen die Änderung durchführbar ist und dem 
Antragsteller die Zustimmung bzw. Ablehnung unverzüglich in Textform mitteilen und 
gegebenenfalls begründen. Erfordert ein Änderungsantrag des Auftraggebers eine umfangreiche 
Überprüfung, kann der Überprüfungsaufwand hierfür vom Dienstleister bei vorheriger 
Ankündigung berechnet werden, sofern der Auftraggeber dennoch auf der Überprüfung des 
Änderungsantrages besteht.

 

             Ggf. werden die für eine Überprüfung und/oder eine Änderung erforderlichen vertraglichen 
Anpassungen der vereinbarten Bedingungen und Leistungen in einer Änderungsvereinbarung 
schriftlich festgelegt und kommen entsprechend diesen allgemeinen Geschäftsbedingungen 
zustande.

 

5.6     Zur Durchführung eines Flugs wird ein Auftragstermin vereinbart. Bis zu diesem Termin sind 
Ole Bendt "Sachsbau" und der Kunde verpflichtet, alle behördlichen und privaten Genehmigungen 
für den konkreten Auftrag nach Maßgabe des § 4 einzuholen; liegen diese nicht vor, wird der 
Auftrag nicht durchgeführt. Ole Bendt "Dachsbau" kümmert sich um alle behördlichen 
Genehmigungen, die für einen sichere Durchführung des Fluges benötigt werden.

 

Die Entscheidung über die Durchführung eines Fluges liegt bei*m Piloten*in von 
Drohneninspektionen-Brandes. Die Piloten von Drohneninspektionen-Brandes prüfen am Tag des 
Auftragstermins, ob der Flug sicher durchgeführt werden kann. Liegen Umstände vor, die mit hoher 
Wahrscheinlichkeit eine sichere Durchführung des Fluges beeinträchtigen oder die Rechtsgüter 
Dritter gefährden können und lassen sich diese Umstände nicht rechtzeitig beseitigen, so behält sich 
"Dachsbau" Ole Bendt vor, den Flug nicht durchzuführen. Die Entscheidung wird durch den Piloten 
nach Abwägung aller sicherheitsrelevanten Aspekte unter Berücksichtigung der berechtigten 
Interessen der Vertragsparteien und der Allgemeinheit getroffen und bindet die Parteien. Umstände, 
die die Flugsicherheit beeinträchtigen können, sind beispielsweise:

kurzfristig auftretende meteorologische Bedingungen wie Wind, Niederschlag, extreme 
Temperaturen;

Auftreten von technischen Problemen am Flugsystem; oder

auftragsspezifische Gefahren, die besondere Sicherheitsmaßnahmen erforderlich machen.

Wird der Auftrag nicht durchgeführt, werden die Parteien unverzüglich einen neuen Auftragstermin 
vereinbaren, soweit der Auftrag an einem anderen Termin durchgeführt werden kann und dies dem 
Kunden unter Berücksichtigung seiner Interessen zuzumuten ist.



Wird der Auftrag aus den Gründen nicht durchgeführt, an denen weder noch dem Kunden ein 
vorsätzliches oder fahrlässiges Verhalten vorzuwerfen ist, so trägt jede Partei ihre eigenen Kosten. 
Liegen die Gründe für den Abbruch des Auftrags im Verantwortungsbereich einer der Parteien, so 
hat diese Partei die gesamten Kosten zu tragen.

 

2. gilt entsprechend, soweit die Wetterbedingungen mit hoher Wahrscheinlichkeit die Qualität der 
Aufnahmen beeinträchtigen können; jede Partei trägt ihre Kosten.

 

Der Auftragnehmer ist nach vorheriger schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers berechtigt, 
diesen als Referenzkunden zu benennen. Der Auftraggeber kann seine Zustimmung nur aus 
wichtigem Grund verweigern und eine einmal erteilte Zustimmung widerrufen. Im zweiten Fall 
bleibt der Auftragnehmer berechtigt, bereits erstelltes Werbematerial zu verbrauchen. 
 
Die Angabe kann dabei auch online etwa auf der Unternehmenswebseite des Auftragnehmers, 
einschließlich der Darstellung des Firmenlogos des Auftraggebers erfolgen. Der Auftraggeber räumt 
dem Auftragnehmer zu diesem Zweck ein einfaches, zeitlich und räumlich unbeschränktes, nicht 
übertragbares Nutzungsrecht hinsichtlich der hierfür erforderlichen Namens- und Markenrechte ein.

 

 

 

6.   Preise und Zahlungsbedingungen sowie Eigentumsvorbehalt

 

6.1 Dienstleistungen werden zu dem im individuellen Vertrag aufgeführten Festpreis nach 
Beendigung oder bei Vereinbarung der Vergütung auf Zeit- und Materialbasis monatlich fällig und 
berechnet, soweit nicht im Vertrag eine andere Rechnungsstellung vereinbart ist.

 

6.2 Angegebene Schätzpreise für Dienstleistungen auf Zeit- und Materialbasis, insbesondere in 
Kostenvoranschlägen sind unverbindlich. Die einer Schätzung zugrundeliegenden Mengenansätze 
beruhen auf einer nach bestem Wissen durchgeführten Bewertung des Leistungsumfangs.

 

6.3 Die Umsatzsteuer wird mit dem zur Zeit der Leistung geltenden Umsatzsteuersatz in Rechnung 
gestellt.

 

6.4 Rechnungen sind bei Erhalt ohne Abzug zahlbar. Ist der Rechnungsbetrag nicht innerhalb von 7 
Tagen nach dem Rechnungsdatum eingegangen, ist der Dienstleister berechtigt Verzugszinsen 
geltend zu machen. Die Verzugszinsen betragen 5 % p.a. über dem zur Zeit der Berechnung 
geltenden Basiszinssatz.



 

6.5         Bis zur vollständigen Zahlung bleiben die Rechte an den Bildern, Aufnahmen, Videos und 
Vermessungen im Eigentum des Auftragnehmers.

 

6.6         Im Falle eines Rückstritts fallen Stornokosten an:  
 
Erfolgt der Rücktritt bis zu vier Wochen vor dem vereinbarten Termin, fallen keine Stornokosten an. 
Erfolgt der Rücktritt in weniger als vier Wochen vor Auftragsbeginn bis 7 Tage vor 
Veranstaltungsbeginn, sind 40 % der Veranstaltungsgebühren als Stornokosten zu tragen. 
Erfolgt der Rücktritt in weniger als 7 Tagen vor Auftragsbeginn, sind 60 % der 
Veranstaltungsgebühren als Stornokosten zu tragen.

 

7.   Haftung

 

7.1 Der Dienstleister haftet in Fällen des Vorsatzes oder der groben Fahrlässigkeit nach den 
gesetzlichen Bestimmungen. Die Haftung für Garantien erfolgt verschuldensunabhängig. Für 
leichte Fahrlässigkeit haftet der Dienstleister ausschließlich nach den Vorschriften des 
Produkthaftungsgesetzes, wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder 
wegen der Verletzung wesentlicher Vertragspflichten. Der Schadensersatzanspruch für die leicht 
fahrlässige Verletzung wesentlicher Vertragspflichten ist jedoch auf den vertragstypischen, 
vorhersehbaren Schaden begrenzt, soweit nicht wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder 
der Gesundheit gehaftet wird. Für das Verschulden von Erfüllungsgehilfen und Vertretern haftet der 
Dienstleister in demselben Umfang.

 

7.2 Die Regelung des vorstehenden Absatzes (7.1) erstreckt sich auf Schadensersatz neben der 
Leistung, den Schadensersatz statt der Leistung und den Ersatzanspruch wegen vergeblicher 
Aufwendungen, gleich aus welchem Rechtsgrund, einschließlich der Haftung wegen Mängeln, 
Verzugs oder Unmöglichkeit.

 

 

8.   Sonstige Bestimmungen

 

Weitere Bestimmungen benötigen der Schriftform.

 

 

 



9. Widerrufsbelehrung

(1) Ist der Kunde ein Verbraucher, so haben Verbraucher bei Abschluss eines Fernabsatzgeschäfts 
grundsätzlich ein gesetzliches Widerrufsrecht, über das der Anbieter nach Maßgabe des gesetzlichen 
Musters nachfolgend informiert. Die Ausnahmen vom Widerrufsrecht sind in Absatz (2) geregelt. In 
Absatz (3) findet sich ein Muster-Widerrufsformular.

 

Widerrufsbelehrung 
  
Widerrufsrecht 
  
Sie haben das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne Angaben von Gründen diesen Vertrag zu 
widerrufen. 
Die Widerrufsfrist beträgt vierzehn Tage ab dem Tag, an dem Sie oder ein von Ihnen benannter 
Dritter, der nicht Beförderer ist, die Waren in Besitz genommen haben bzw. hat. 
Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns mittels einer eindeutigen Erklärung (z.B .ein mit 
der Post versandter Brief, Telefax oder E-Mail) über Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu widerrufen, 
informieren. Sie können dafür das beigefügte Muster-Widerrufsformular verwenden, das jedoch 
nicht vorgeschrieben ist. 
Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie die Mitteilung über die Ausübung des 
Widerrufsrechts vor Ablauf der Widerrufsfrist absenden.

 

Wenn der Dienstleister bereits mit der Ausführung der Leistung auf Ihren Wunsch hin begonnen hat, 
ist das Widerrufsrecht ausgeschlossen. 
  
Folgen des Widerrufs 
  
Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen alle Zahlungen, die wir von Ihnen erhalten 
haben, einschließlich der Lieferkosten (mit Ausnahme der zusätzlichen Kosten, die sich daraus 
ergeben, dass Sie eine andere Art der Lieferung als die von uns angebotene, günstige 
Standardlieferung gewählt haben), unverzüglich und spätestens binnen vierzehn Tagen ab dem Tag 
zurückzuzahlen, an dem die Mitteilung über Ihren Widerruf dieses Vertrages bei uns eingegangen 
ist. Für diese Rückzahlung verwenden wir dasselbe Zahlungsmittel, das Sie bei der ursprünglichen 
Transaktion eingesetzt haben, es sei denn, mit Ihnen wurde ausdrücklich etwas anderes vereinbart; 
in keinem Fall werden Ihnen wegen dieser Rückzahlung Entgelte berechnet. 
Wir können die Rückzahlung verweigern, bis wir die Ware wieder zurückerhalten haben oder bis 
Sie den Nachweis erbracht haben, dass Sie die Waren zurückgesandt haben, je nachdem, welches 
der frühere Zeitpunkt ist. 
Sie haben die Waren unverzüglich und in jedem Fall spätestens binnen vierzehn Tagen ab dem Tag, 
an dem Sie uns über den Widerruf dieses Vertrages unterrichten, an uns zurückzusenden oder zu 
übergeben. Die Frist ist gewahrt, wenn Sie die Waren vor Ablauf der Frist von vierzehn Tagen 
absenden. 
Sie tragen die unmittelbaren Kosten der Rücksendung der Waren. 
Sie müssen für einen etwaigen Wertverlust der Waren nur aufkommen, wenn dieser Wertverlust auf 
einen zur Prüfung der Beschaffenheit, Eigenschaften und Funktionsweise der Waren nicht 
notwendigen Umgang mit ihnen zurückzuführen ist. 

 



(2) Das Widerrufsrecht besteht nicht bei Verträgen zur Lieferung von Waren, die nicht vorgefertigt 
sind und für deren Herstellung eine individuelle Auswahl oder Bestimmung durch den Verbraucher 
maßgeblich ist oder die eindeutig auf die persönlichen Bedürfnisse des Verbrauchers zugeschnitten 
sind.

 

(3) Über das Muster-Widerrufsformular informiert der Anbieter nach der gesetzlichen Regelung wie 
folgt:

Muster-Widerrufsformular 
  
(Wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann füllen Sie bitte dieses Formular 
aus und senden Sie es zurück.) 
  
— An [hier ist der Name, die Anschrift und gegebenenfalls die Faxnummer und 
E-Mail-Adresse des Unternehmers durch den Unternehmer einzufügen]: 
— Hiermit widerrufe(n) ich/wir (*) den von mir/uns (*) abgeschlossenen Vertrag 
über den Kauf der folgenden Waren (*)/ die Erbringung der folgenden 
Dienstleistung (*) 
— Bestellt am (*)/erhalten am (*) 
— Name des/der Verbraucher(s) 
— Anschrift des/der Verbraucher(s) 
— Unterschrift des/der Verbraucher(s) (nur bei Mitteilung auf Papier) 
— Datum 
(*) Unzutreffendes streichen 

10  Schlussbestimmungen und Gerichtsstand

(1) Auf Verträge zwischen dem Anbieter und den Kunden findet das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts Anwendung. Die gesetzlichen Vorschriften zur 
Beschränkung der Rechtswahl und zur Anwendbarkeit zwingender Vorschriften insbes. des Staates, 
in dem der Kunde als Verbraucher seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, bleiben unberührt.

(2) Sofern es sich beim Kunden um einen Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts oder um ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen handelt, ist Gerichtsstand für alle 
Streitigkeiten aus Vertragsverhältnissen zwischen dem Kunden und dem Anbieter der Sitz des 
Anbieters.

(3) Der Vertrag bleibt auch bei rechtlicher Unwirksamkeit einzelner Punkte in seinen übrigen Teilen 
verbindlich. Anstelle der unwirksamen Punkte treten, soweit vorhanden, die gesetzlichen 
Vorschriften. Soweit dies für eine Vertragspartei eine unzumutbare Härte darstellen würde, wird der 
Vertrag jedoch im Ganzen unwirksam.

 

10. Salvatorische Klausel



Sollten einzelne Bestimmungen dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen ganz oder teilweise 
unwirksam sein oder werden, wird hiervon die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht 
berührt. An die Stelle der unwirksamen Klauseln treten die gesetzlichen Regelungen.


